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Das Thema ist weder neu 
noch überraschend: Frauen 
in Südtirol beziehen im 

Schnitt rund 30 Prozent niedrigere 
Sozialversicherungsrenten als 
Männer. Schließlich sind es vor al-
lem Mütter, die aufgrund von 
Schwangerschaft oder in den ersten 
Erziehungsjahren ihre Arbeit un-
terbrechen, in Teilzeit wechseln und 
noch dazu häufig in Berufen mit 
niedrigeren Einkommen tätig sind. 

Der Freie Abgeordnete Andreas 
Leiter Reber will deshalb prüfen 
lassen, „wie wir Elternzeit wenigs-
tens bei der Altersvorsorge ange-
messen anerkennen können“.  
Im Rahmen der gestrigen Nach-
tragshaushaltsdebatte wurde der 
entsprechende Beschlussantrag 
im Landtag behandelt. Darin for-

dert er, erstmals konkret zu be-
rechnen, was eine öffentlich finan-
zierte rentenmäßige Absicherung 
der ersten drei Erziehungsjahre 
kosten würde. Gleichzeitig soll ge-
prüft werden, wie die bestehende 
regionale Förderung weiterentwi-
ckelt und welche erfolgreichen 

Modelle zusammen mit dem Für-
sorgeinstitut auf Südtirols Be-
dürfnisse abgewandelt werden 
können.  
Andere Länder, etwa Österreich 
oder Schweden, würden laut Lei-
ter Reber bereits zeigen, dass ge-
rechtere Lösungen möglich seien. 
Während in Österreich Kinderer-
ziehungszeiten von bis zu vier Jah-

ren für die Pension angerechnet 
werden, setzt Schweden auf ein fle-
xibles Modell, das Mütter auch bei 
längeren Erwerbsunterbrechun-
gen besser absichert. 
Auch für Südtirol soll deshalb eine 
rentengedeckte Elternzeit her. Die 
jährlichen Kosten dafür würden 
sich einer ersten Einschätzung zu-
folge auf rund 150 Millionen Euro 
belaufen, rechnet der Freie Abge-
ordnete vor: „Bevor man pauschal 
sagt, eine Absicherung der Erzie-
hungsjahre sei nicht finanzierbar, 
muss man zuerst seriös berechnen, 
was die verschiedenen Modelle tat-
sächlich kosten würden. Erst da-
nach ist die politische Debatte zu 

führen, ob wir uns diesen Benefit 
leisten können und wollen und wo 
die Gelder eingespart werden sol-
len. Familienpolitik darf sich nicht 
in Sonntagsreden erschöpfen.“ 
Trotz breiter Unterstützung aus 
den Oppositionsreihen scheiterte 
der Antrag hauchknapp mit 16 zu 
16 Stimmen an der erforderlichen 
Mehrheit. Der Grund: „Südtirol hat 
dafür schlicht nicht die Zuständig-
keit“, argumentiert Soziallandesrä-
tin Rosmarie Pamer. Diese liege bei 
der Region, die entsprechende Zu-
satzleistungen im Bereich der Vor-
sorge beschließen könne. 
Für Andreas Leiter Reber ist diese 
Begründung nicht nachvollziehbar. 
„Es ist unglaublich, dass diese Re-
gierung nicht einmal prüfen will, ob 
eine rentengedeckte Elternzeit fi-
nanzierbar wäre“, zeigt sich der 
Freie Abgeordnete enttäuscht. 
Auch den Verweis auf die fehlende 
Zuständigkeit lässt er nicht gelten: 
„Bei der Seniorenrente war man 
auch nicht zuständig, trotzdem 
konnte man ein Zusatzabkommen 
mit der INPS abschließen.“ 
Dennoch soll bald ein weiterer Be-
schlussantrag folgen. Bestärkt 
sieht sich Leiter Reber dabei auch 
durch die öffentliche Unterstüt-
zung des ASGB. „Es ist ein gesell-
schaftspolitisch so relevantes The-
ma, dass wir es uns nicht leisten 
können, es zu ignorieren.“ Für ihn 
steht deshalb fest: „Das war eine 
verpasste Chance.“

„Verpasste Chacne“ 
Der Freie Abgeordnete Andreas Leiter Reber will eine bessere Rentenabsicherung von Müttern prüfen lassen – 

sein Vorstoß scheitert im Landtag jedoch an der Frage der Zuständigkeit. 

„Es ist unglaublich, dass diese 
Regierung nicht einmal prüfen 
will, ob eine rentengedeckte  
Elternzeit finanzierbar wäre.“ 
Andreas Leiter Reber

„Nicht hinnehmbar“ 
Auch der ASGB fordert eine konkrete Lösung für die rentenmäßige Absicherung  

von Elternzeiten – und erinnert daran, dass entsprechende Modelle bereits  
vor Jahren auf dem Tisch lagen.

„Wer seine Erwerbstätigkeit un-
terbricht oder reduziert, um ein 
Kind zu betreuen, leistet einen un-
verzichtbaren Beitrag. Es ist 
nicht hinnehmbar, dass vor allem 
Frauen dafür später mit erhebli-
chen Rentenverlusten bezahlen“, 
so ASGB-Vorsitzender Tony 
Tschenett.  
In einer Aussendung hatte der 
Autonome Südtiroler Gewerk-
schaftsbund den Vorstoß des 
Landtagsabgeordneten Andreas 
Leiter Reber für eine bessere ren-
tenmäßige Absicherung von Müt-
tern und Vätern während der ers-
ten Lebensjahre ihres Kindes 
vollinhaltlich unterstützt.  
Bereits im Koalitionsabkommen 
zwischen SVP und PD aus dem 
Jahr 2014 wurde festgehalten, 
dass es bei den Mutterschaftsre-
gelungen keine Mütter erster und 
zweiter Klasse geben dürfe. Ge-
meint war die deutliche Schlech-
terstellung von Arbeitnehmerin-
nen in der Privatwirtschaft ge-

genüber Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst. 
Geschehen ist seither we-
nig bis nichts. „Hätte die 
Landesregierung ihre 
Hausaufgaben gemacht, 
müssten heute nicht erst 
über Zahlen, Modelle 
und finanzielle Spielräu-
me diskutiert werden“, 
kritisiert Tschenett. 
Basierend auf den Daten 
des Jahres 2014 hatte der ASGB 
bereits damals detaillierte Be-
rechnungen zur Angleichung der 
Mutterschaftsbedingungen zwi-
schen öffentlichem Dienst und 
Privatwirtschaft erstellt. Grund-
lage waren rund 1.500 berufstäti-
ge Mütter in der Privatwirtschaft.  
Der ASGB entwickelte daraufhin 
verschiedene Modelle für eine 
rentenmäßige Absicherung von 
Erziehungszeiten. Je nach Ausge-
staltung hätten die Kosten für das 
Land zwischen rund 27- und 30 
Millionen oder 17 und knapp 23 

Millionen Euro betragen. 
Diese Berechnungen lie-
ßen sich zwar nicht eins 
zu eins auf die aktuelle 
Situation übertragen, 
würden jedoch zeigen, 
dass eine wirksame Absi-
cherung grundsätzlich fi-
nanzierbar sei. 
Auch heute würden viele 
Mütter laut Tschenett 
nicht oder erst verspätet 

an ihren Arbeitsplatz zurückkeh-
ren, während andere ihre Arbeits-
zeit dauerhaft reduzieren. Die fi-
nanziellen Folgen würden sich oft 
erst bei der Rente zeigen. 
„Eine Gesellschaft, die Kinder 
und Familien fördern will, darf 
Erziehungsarbeit nicht mit Al-
tersarmut bestrafen“, betont 
Tschenett abschließend. „Es 
braucht eine konkrete, rentenge-
deckte Elternzeit mit Arbeits-
platzgarantie und nachvollziehba-
ren Regeln für Beschäftigte der 
Privatwirtschaft.“

Tony Tschenett

Rentenvorsorge für Mütter: „Südtirol hat 
dafür schlicht nicht die Zuständigkeit.“ 
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